
Auszug aus dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz 
vom 5. Dezember 2006 (BGBl. I S. 2748) 

Abschnitt 1 Elterngeld 

§ 1 Berechtigte 

(1) Anspruch auf Elterngeld hat, wer  

1. einen Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
in Deutschland hat, 

2. mit seinem Kind in einem Haushalt lebt, 
3. dieses Kind selbst betreut und erzieht und 
4. keine oder keine volle Erwerbstätigkeit ausübt. 

(2) Anspruch auf Elterngeld hat auch, wer, ohne eine der 
Voraussetzungen des Absatzes 1 Nr. 1 zu erfüllen,  

2. nach § 4 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch dem 
deutschen Sozialversicherungsrecht unterliegt oder im 
Rahmen seines in Deutschland bestehenden öffent-
lich-rechtlichen Dienst- oder Amtsverhältnisses vorü-
bergehend ins Ausland abgeordnet, versetzt oder 
kommandiert ist, 

3. Entwicklungshelfer oder Entwicklungshelferin im Sinne 
des § 1 des Entwicklungshelfer-Gesetzes ist oder als 
Missionar oder Missionarin der Missionswerke und -
gesellschaften, die Mitglieder oder Vereinbarungspart-
ner des Evangelischen Missionswerkes Hamburg, der 
Arbeitsgemeinschaft Evangelikaler Missionen e.V., des 
Deutschen katholischen Missionsrates oder der Ar-
beitsgemeinschaft pfingstlich-charismatischer Missio-
nen sind, tätig ist oder 

4. die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt und nur vorü-
bergehend bei einer zwischen- oder überstaatlichen 
Einrichtung tätig ist, insbesondere nach den Entsende-
richtlinien des Bundes beurlaubte Beamte und Beam-
tinnen, oder wer vorübergehend eine nach § 123a des 
Beamtenrechtsrahmengesetzes zugewiesene Tätigkeit 
im Ausland wahrnimmt. 

Dies gilt auch für mit der nach Satz 1 berechtigten Person 
in einem Haushalt lebende Ehegatten, Ehegattinnen, 
Lebenspartner oder Lebenspartnerinnen. 

(3) Anspruch auf Elterngeld hat abweichend von Absatz 1 
Nr. 2 auch, wer  

1. mit einem Kind in einem Haushalt lebt, das er mit dem 
Ziel der Annahme als Kind aufgenommen hat, 

2. ein Kind des Ehegatten, der Ehegattin, des Lebens-
partners oder der Lebenspartnerin in seinen Haushalt 
aufgenommen hat oder 

3. mit einem Kind in einem Haushalt lebt und die von ihm 
erklärte Anerkennung der Vaterschaft nach § 1594 
Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs noch nicht wirk-
sam oder über die von ihm beantragte Vaterschafts-
feststellung nach § 1600d des Bürgerlichen Gesetz-
buchs noch nicht entschieden ist. 

Für angenommene Kinder und Kinder im Sinne des Sat-
zes 1 Nr. 1 sind die Vorschriften dieses Gesetzes mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass statt des Zeitpunktes der 
Geburt der Zeitpunkt der Aufnahme des Kindes bei der 
berechtigten Person maßgeblich ist. 

§ 2 Höhe des Elterngeldes 

(1) Elterngeld wird in Höhe von 67 Prozent des in den 
zwölf Kalendermonaten vor dem Monat der Geburt des 
Kindes durchschnittlich erzielten monatlichen Einkom-
mens aus Erwerbstätigkeit bis zu einem Höchstbetrag von 
1.800 Euro monatlich für volle Monate gezahlt, in denen 
die berechtigte Person kein Einkommen aus Erwerbstätig-
keit erzielt. 

(5) Elterngeld wird mindestens in Höhe von 300 Euro 
gezahlt.  

§ 4 Bezugszeitraum 

(1) Elterngeld kann in der Zeit vom Tag der Geburt bis zur 
Vollendung des 14. Lebensmonats des Kindes bezogen werden. 
Für angenommene Kinder und Kinder im Sinne des § 1 Abs. 3 
Nr. 1 kann Elterngeld ab Aufnahme bei der berechtigten Person 
für die Dauer von bis zu 14 Monaten, längstens bis zur Vollen-
dung des achten Lebensjahres des Kindes bezogen werden. 

(2) Elterngeld wird in Monatsbeträgen für Lebensmonate des 
Kindes gezahlt. Die Eltern haben insgesamt Anspruch auf zwölf 
Monatsbeträge. Sie haben Anspruch auf zwei weitere Monatsbe-
träge, wenn für zwei Monate eine Minderung des Einkommens 
aus Erwerbstätigkeit erfolgt. Die Eltern können die jeweiligen 
Monatsbeträge abwechselnd oder gleichzeitig beziehen. 

§ 6 Auszahlung und Verlängerungsmöglichkeit 

Das Elterngeld wird im Laufe des Monats gezahlt, für den es 
bestimmt ist. Die einer Person zustehenden Monatsbeträge wer-
den auf Antrag in jeweils zwei halben Monatsbeträgen ausge-
zahlt, so dass sich der Auszahlungszeitraum verdoppelt.  

§ 7 Antragstellung 

(1) Das Elterngeld ist schriftlich zu beantragen. Es wird rückwir-
kend nur für die letzten drei Monate vor Beginn des Monats ge-
leistet, in dem der Antrag auf Elterngeld eingegangen ist. 

(2) In dem Antrag ist anzugeben, für welche Monate Elterngeld 
beantragt wird. 

§ 8 Auskunftspflicht, Nebenbestimmungen 

(1) Soweit im Antrag Angaben zum voraussichtlichen Einkommen 
aus Erwerbstätigkeit gemacht wurden, ist nach Ablauf des Be-
zugszeitraums das in dieser Zeit tatsächlich erzielte Einkommen 
aus Erwerbstätigkeit nachzuweisen. 

(2) Elterngeld wird in den Fällen, in denen nach den Angaben im 
Antrag im Bezugszeitraum voraussichtlich kein Einkommen aus 
Erwerbstätigkeit erzielt wird, unter dem Vorbehalt des Widerrufs 
für den Fall gezahlt, dass entgegen den Angaben im Antrag Ein-
kommen aus Erwerbstätigkeit erzielt wird. 

(3) Kann das vor der Geburt des Kindes erzielte Einkommen aus 
Erwerbstätigkeit nicht ermittelt werden oder wird nach den Anga-
ben im Antrag im Bezugszeitraum voraussichtlich Einkommen 
aus Erwerbstätigkeit erzielt, wird Elterngeld bis zum Nachweis 
des tatsächlich erzielten Einkommens aus Erwerbstätigkeit vor-
läufig unter Berücksichtigung des glaubhaft gemachten Einkom-
mens aus Erwerbstätigkeit gezahlt. 

§ 10 Verhältnis zu anderen Sozialleistungen 

(1) Das Elterngeld und vergleichbare Leistungen der Länder 
sowie die nach § 3 auf das Elterngeld angerechneten Leistungen 
bleiben bei Sozialleistungen, deren Zahlung von anderen Ein-
kommen abhängig ist, bis zu einer Höhe von insgesamt 300 Euro 
im Monat als Einkommen unberücksichtigt. 

(2) Das Elterngeld und vergleichbare Leistungen der Länder 
sowie die nach § 3 auf das Elterngeld angerechneten Leistungen 
dürfen bis zu einer Höhe von 300 Euro nicht dafür herangezogen 
werden, um auf Rechtsvorschriften beruhende Leistungen ande-
rer, auf die kein Anspruch besteht, zu versagen. 

(3) In den Fällen des § 6 Satz 2 bleibt das Elterngeld nur bis zu 
einer Höhe von 150 Euro als Einkommen unberücksichtigt und 
darf nur bis zu einer Höhe von 150 Euro nicht dafür herangezo-
gen werden, um auf Rechtsvorschriften beruhende Leistungen 
anderer, auf die kein Anspruch besteht, zu versagen. 

(4) Die nach den Absätzen 1 bis 3 nicht zu berücksichtigenden 
oder nicht heranzuziehenden Beträge vervielfachen sich bei 
Mehrlingsgeburten mit der Zahl der geborenen Kinder.  


